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Geschäftszahl: 
2026-0.133.047 

42/16 
Zur Veröffentlichung bestimmt 

Vortrag an den Ministerrat 

Gesetzesbeschluss des Kärntner Landtages vom 5. Februar 2026 betreffend 
ein Gesetz, mit dem das Kärntner Veranstaltungsgesetz 2010 geändert wird 

Der Landeshauptmann von Kärnten hat gemäß Art. 97 Abs. 2 B-VG den im Betreff genann-
ten Gesetzesbeschluss mit dem Ersuchen um Zustimmung der Bundesregierung vorgelegt. 
Die für die Verweigerung der Zustimmung offenstehende Frist endet am 6. April 2026. 

Der Gesetzesbeschluss sieht in Art. I Z 1 (§ 8 Abs. 4 des Kärntner Veranstaltungsgesetzes 
2010 – K-VAG 2010) vor, dass künftig am Karfreitag alle Veranstaltungen, die aufgrund ihrer 
Art und Durchführung geeignet sind, den Charakter dieses Tages zu stören oder die religiö-
sen Gefühle der Bevölkerung zu verletzen, verboten sein sollen, sofern deren Durchführung 
durch Personen, die weder Besucher noch Teilnehmer noch mit der Durchführung der 
Veranstaltungen betraut sind, in der Öffentlichkeit wahrnehmbar ist, insbesondere weil die 
betreffenden Veranstaltungen außerhalb von geschlossenen Räumen stattfinden. 

Auf Grund dieser Änderung kommt es auch zu einer Änderung des Umfangs der Mitwirkung 
der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes, die gemäß § 24 K-VAG 2010 an der Voll-
ziehung des Kärntner Veranstaltungsgesetzes mitzuwirken haben. 

Das Bundeskanzleramt hat mit dem Gesetzesbeschluss das Bundesministerium für Inneres 
befasst. Bedenken gegen die Erteilung der Zustimmung zur Mitwirkung von Bundesorganen 
bei der Vollziehung wurden nicht geltend gemacht. 

Ich stelle daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle beschließen: 



 

 

2 von 2 

Das Bundeskanzleramt wird ermächtigt, an den Landeshauptmann von Kärnten folgendes 
Schreiben zu richten: 

"An den 
Herrn Landeshauptmann 
von Kärnten 

Arnulfplatz 1 
9021 Klagenfurt am Wörthersee 

Dr. Inez Bucher 
Sachbearbeiterin 
inez.bucher@bka.gv.at 
+43 1 531 15-203905 

Ihr Zeichen: 
01-VD-LG-57295/2025-38 
9. Februar 2026 

Die Bundesregierung hat in ihrer Sitzung am 24. Februar 2026 beschlossen, gemäß Art. 97 
Abs. 2 B-VG die Zustimmung zu der im Gesetzesbeschluss vorgesehenen Mitwirkung von 
Bundesorganen zu erteilen. " 

24. Februar 2026 
 

Dr. Christian Stocker 
Bundeskanzler 
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